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Bonn, den 11. November 1982 

Koalition der 
Mitte gestärkt 
»Die schweren Aufgaben, die die Koalition der 
Mitte aus CDU, CSU und FDP zu bewältigen 
hat, erfordern geschlossenes Handeln", er- 
klärte der Bundeskanzler am Montag (8. No- 
vember 1982) vor dem Bundesvorstand in 
Bonn. Die Entscheidungen des Berliner FDP- 
Parteitages zeigten die Entschlossenheit der 
dreien Demokraten, ihren Beitrag zur Siche- 
rung der Staatsfinanzen und für einen neuen 
Wirtschaftsaufschwung zu leisten. 

^gleich machten die Personalentscheidungen des 
Parteitages deutlich, sagte Helmut Kohl, daß die 
FDP-Politiker, die für einen Wechsel in der deutschen 
Politik eingetreten seien, das Vertrauen der Mehrheit 
ihrer Partei hätten. .Ich werte die Ergebnisse des 
Berliner FDP-Parteitages als eine Bekräftigung unse- 
fes Regierungsbündnisses und bin sicher, daß der 
Wähler am 6. März 1983 der Regierung der Mitte das 
Vertrauen aussprechen wird." 
Nach den Worten des Bundeskanzlers gewinnen in 
der SPD diejenigen Kräfte an Boden, die für eine Zu- 
sammenarbeit mit Grünen und Alternativen eintreten. 
D"e Resignation Helmut Schmidts und die Nominie- 
hJng Hans-Jochen Vogels bedeuten eine Richtungs- 
antscheidung der SPD für einen rot-grünen Pakt. Ei- 
ne SPD, die mit den Rot-Grünen gemeinsame Sache 
flacht, lasse die Arbeitnehmer und die Arbeitslosen 
im Stich. (Fortsetzung auf Seite 2) 

WAHLKAMPF '83 

„Kleiner Parteitag" 
am 6.12. in Bonn 
Ein politisches Grundsatzrefe- 
rat des Parteivorsitzenden, 
Bundeskanzler Helmut Kohl 
und ein Bericht des General- 
sekretärs Heiner Geißler über 
die politische und organisato- 
rische Vorbereitung des Bun- 
destagswahlkampfes stehen 
im Mittelpunkt der Sitzung des 
Bundesausschusses am 6. 12. 
1982 in Bonn. Rund 1000 Teil- 
nehmer sind zu diesem „Klei- 
nen Parteitag" ins Konrad- 
Adenauer-Haus eingeladen 
worden. ARD und ZDF werden 
noch am gleichen Abend 15mi- 
nütige Berichte senden. 
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„Kleiner Parteitag" am 6. Dezember 1982 in Bonn 
Rund tausend Teilnehmer werden zur Sitzung des Bundesausschusses am 6. De- 
zember in Bonn erwartet. Außer den 116 Bundesausschußdelegierten und dem 
erweiterten Bundesvorstand sind folgende Mandats- und Funktionsträger der 
Partei zu diesem „Kleinen Parteitag" ins Bonner Konrad-Adenauer-Haus eingela- 
den worden: 

Bundestagsabgeordnete • Europaabgeordnete • Landtagspräsidenten 
Vorsitzende der Landtagsfraktionen 
Geschäftsführende Vorstände der Landesverbände 
Bundesvorsitzende der Vereinigungen 
Bundesgeschäftsführer der Vereinigungen 
Landesvorsitzende der Vereinigungen 
Landesgeschäftsführer und Generalsekretäre der Landesverbände 
Kreisvorsitzende • Kreisgeschäftsführer 

Tagesordnung: 

1. Politisches Grundsatzreferat des Parteivorsitzenden, Bundeskanzler 
Helmut Kohl 

2. Politische und organisatorische Vorbereitung des Bundestagswahl- 
kampfes, Generalsekretär Bundesminister Heiner Geißler 
3. Aussprache zu TOP 1. und TOP 2. 
4. Verschiedenes 

Der Bundesausschuß tagt öffentlich. Die Mitglieder der Bundespressekonferenz 
haben Einladungen erhalten. 

Die Partei nimmt für diesen „Kleinen Parteitag" die ihr zustehende Berichterstat- 
tung von je 15 Minuten in beiden Fernsehanstalten in Anspruch. 
Sendezeit: ARD, 6. Dezember 1982, 21.45 bis 22.00 Uhr — ZDF, 6. Dezember 
1982, 21.20 bis 21.35 Uhr 

(Fortsetzung von Seite 1) 
Helmut Kohl äußerte seine Sorge darüber, 
wie manche Gewerkschaftsführer die Au- 
gen vor der bedrückenden wirtschaftli- 
chen Situation und der großen Aufgabe 
der Überwindung der Arbeitslosigkeit ver- 
schlössen und versuchten, durch ungezü- 
gelte Angriffe auf die Bundesregierung 
und die Koalition vom Versagen der SPD 
abzulenken. CDU, CSU und FDP könnten 
nicht in wenigen Wochen den Schaden re- 
parieren, den die SPD-geführten Bundes- 
regierungen in 13 Jahren unserem Land 
zugefügt hätten. 

Der Bundeskanzler rief alle, die Verant- 
wortung tragen, auf, in ihrem Bereich alles 
zu tun, um die Krise der deutschen Volks- 
wirtschaft zu überwinden und die Arbeits- 
losigkeit zu bekämpfen. Er erneuerte sei- 
nen Appell zur Solidarität aller gesell- 
schaftlichen Gruppen. Die von der Deut- 
schen Bundesbank verfügte Zinssenkung 
wertete Helmut Kohl als einen ersten Er- 
folg der soliden Haushaltspolitik der 
neuen Bundesregierung und als ein Si- 
gnal, jetzt Investitionen vorzunehmen, um 
neue Arbeitsplätze zu schaffen. 
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SPD 

Klassenkampf mit Primitivparolen - die 
tatsächlichen Belastungen der Bürger 
Öle SPD, die Hauptverantwortliche 
*ür die Suppe, welche die neue Bun- 
desregierung auszulöffeln hat, zeigt 
keinerlei Reue, sucht vielmehr unver- 
froren ihre Rettung im Klassen- 
kampf. Sie behauptet, die Politik der 
Bundesregierung mache Arme ärmer 
und Reiche reicher, „Umverteilung 
v°n unten nach oben" sei das Ziel 
der Regierung. Mit genau denselben 
frimitivparolen hat die SPD anfangs 
der 50er Jahre die Wiederaufbaupoli- 
tjk von Adenauer und Erhard be- 
kämpft und ist damit gescheitert, 
stellt der Parlamentarische Staats- 
sekretär beim Bundesminister der 
p|nanzen, Hansjörg Häfele, fest. 

Die SPD wird auch mit ihrer neuen klas- 
senkämpferischen Hetze Schiffbruch 

er'eiden. Unsere Bürger, vor allem die ar- 
beitenden, wissen, daß nur eine gemein- 
schaftliche Anstrengung unseres ganzen 
Volkes aus der Sackgasse führen kann, in 
We'che uns die Bundesregierung der letz- 
en 13 Jahre gebracht hat. Unsere Arbeit- 

^arnke will verstärkt 
Privatinitiative fördern 

w 

Für die neue Bundesregierung ist nach 
den Worten des Bundesministers für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit, Jürgen 
Warnke, die bessere Verwirklichung der 
Menschenrechte in der Dritten Welt ein 
Nichtiges Ziel ihrer Entwicklungspolitik. 
Länder, die sich um Reformen und den 

nehmer wissen, daß die soziale Aufgabe 
Nr. 1, Schaffung von möglichst vielen Ar- 
beitsplätzen, nicht mit Verleitungsparolen 
der Ideologie des Neides zu meistern ist, 
sondern damit, daß unsere Leistungs- und 
Investitionskräfte wieder gestärkt werden. 

Erst wenn der Kuchen wieder größer ge- 
worden ist, können wir uns der Frage zu- 
wenden, wie die einzelnen Stücke zu ver- 
teilen sind. Nunmehr hat Vorrang, das 
Schrumpfen des Kuchens zu stoppen und 
ihn allmählich wieder größer werden zu 
lassen. Sonst ist das Schlimmste an Un- 
sozialem nicht mehr aufzuhalten: Massen- 
arbeitslosigkeit und Zusammenbruch un- 
seres sozialen Sicherheitssystems. 
Bei all dem muß noch berücksichtigt wer- 
den, daß die Bundesregierung infolge 
Zahlungsunfähigkeit der Staatskasse die 
heimlichen Steuererhöhungen vorerst den 
Bürgern nicht zurückgeben kann, obwohl 
dies nicht nur ein Gebot der Gerechtigkeit 
wäre, sondern zur erforderlichen Steige- 
rung des Leistungswillens geboten wäre. 
Die Nichtrückgabe der Steuererhöhungen 

Aufbau pluralistischer Strukturen bemü- 
hen, sollten deshalb bevorzugt unterstützt 
werden, kündigte Warnke bei der 375- 
Jahr-Feier der Universität Gießen an. 

Auch werde die Bundesregierung darauf 
hinweisen, daß durch eine marktwirt- 
schaftlich ausgerichtete Wirtschaftspolitik 
für die Menschen die Chance der Selbst- 
behauptung und Selbstverwirklichung am 
besten gewahrt werden könne. 
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trifft die arbeitenden Bürger um so mehr, 
je höher sie sich in der Steuerprogression 
befinden — eine zusätzliche Belastung für 
die Höherverdienenden neben den ver- 
schiedenen Einkommensgrenzen, welche 
sie von bestimmten Leistungen des Staa- 
tes ausschließen und neben der ständigen 
Erhöhung der Beitragsbemessungsgren- 
zen für die Sozialversicherungsabgaben. 
Die Beschimpfungen der SPD halten zu- 
dem einer fachlichen Überprüfung nicht 
stand. Tatsache ist, infolge der Maßnah- 
men der Bundesregierung haben höher- 
verdienende und leistungsfähigere Bürger 
merkliche Mehrbelastungen. So machen 
die monatlichen Mehrbelastungen aus der 
Mehrwertsteuererhöhung 6 Mark für Ren- 
tenhaushalt, 15 Mark für Vierpersonenar- 
beitnehmerhaushalte   mit   durchschnittli- 

chem Einkommen und 23 Mark für Vier- 
personenarbeitnehmerhaushalte mit hö- 
herem Einkommen aus. 
Die übrigen Maßnahmen — einkommens- 
abhängige Kürzung des Kindergeldes, Be- 
grenzung der Vorsorgepauschale für Be- 
amte, Ersatz des Abzugs von Kinderbe- 
treuungskosten durch einen allgemeinen 
Kinderfreibetrag, Halbierung des Ausbil* 
dungsfreibetrages — führen im Einzelfa" 
zu folgenden Mehrbelastungen. (Diesen 
Berechnungen liegt als Annahme zugrun- 
de: Alleinverdiener, drei Kinder; das älte- 
ste Kind ist über 18 Jahre und studiert 
auswärts, das zweite Kind ist unter 18 Jah- 
re und auswärts als Schüler unterge- 
bracht, für das dritte Kind werden Kinder- 
betreuungskosten in Höhe von 600 MarK 
in Anspruch genommen): 

a) Sozialversicherungspflichtige Arbeitnehmer 

Einkommen Schlechterstellung insgesam 

jährlich monatlich jährlich monatlich in Prozent 
65 800 5 480 -   722 - 60 —1,4 
76 000 6 330 —2 126 -177 -3,6 
93 000 7 750 -2 322 -194 -3,4 

b) Beamter 

65 800 5 480 -2 656 -220 -4,7 
76 000 6 330 -2 836 -236 —4,4 
93 000 7 750 -3 154 -263 -4,2 

Die Investitionsanleihe führt darüber hinaus zu folgenden Belastungen: 
a) Lediger, Steuerklasse I 

Jahreslohn Monatslohn Lohnsteuer Investitionshilfeanleihe 

jährlich monatlich jährlich monatlich 
55 200 4 600 15 240 1 270 -     84 -    7 
60 000 5 000 17 592 1466 -   876 - 73 
84 000 7 000 29 928 2 494 -1 488 -124 

120 000 10 000 49 644 4 137 -2 472 -206 

b) Verheirateter, Steuerklasse III/0 

109 200 9100 30 444 2 537 —   144 - 12 
120 000 10 000 35 712 2 976 -1776 — 148 
180 000 15 000 67 212 5 601 -3 360 -280 

J 
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ARBEITSLOSIGKEIT 

Schlechte Arbeitsmarktlage zeigt die 
Versäumnisse der Regierung Schmidt 
Zu den jüngsten Arbeitsmarktdaten 
9ibt der Vorsitzende der Arbeits- 
gruppe Arbeit und Soziales 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Haimo George, folgende Stellung- 
nahme ab: 

««Besorgniserregende Zunahme 
der Arbeitslosigkeit 

pie Erhöhung der Zahl der Arbeitslosen 
irT1 Oktober 1982 gegenüber dem Vormo- 
n*t ist zwar mit etwa 100 000 etwas niedri- 
9©r ausgefallen als im Vorjahr mit etwa 
110 000, für eine Bewertung ist jedoch 
von Bedeutung, daß die Zahl der Arbeits- 
losen um über 40 Prozent höher liegt als 
lrT1 Vorjahr und daß gegenüber Oktober 
1980 eine Steigerung um 116 Prozent zu 
verzeichnen ist. In den nächsten Monaten 
isJ noch mit einer weiteren erheblichen Er- 
höhung der Zahl der Arbeitslosen zu rech- 
en. Die ungünstigen arbeitsmarktpoliti- 
schen Perspektiven sind die Folge einer 
13 Jahre lang verfehlten Wirtschafts-, Fi- 
nanz-, Beschäftigungs- und Arbeitsmarkt- 
Politik der abgelösten SPD/FDP-Koalition, 
^aran gibt es nichts zu drehen und zu 
auteln. 

2- Extremer Tiefstand 
der offenen Stellen 

Sehr unbefriedigend ist der extrem niedri- 
9e Stand der gemeldeten offenen Stellen 
**" sowohl hinsichtlich des Bestandes als 
auch der Zugänge. Auch die stark rückläu- 
fige Zahl der Arbeitsvermittlungen ist ein 
Jndj2 dafür, daß die Chancen Arbeitsloser 
'ür einen neuen Arbeitsplatz schlechter 
s'nd als seit vielen Jahren. 

3. Realistische Einschätzung 
der Arbeitsmarktsituation 

Die Bundesregierung hat in Übereinstim- 
mung mit Sachverständigenrat und Wirt- 
schaftsforschungsinstituten in ihren Eck- 
daten für den Bundeshaushalt 1983 eine 
jahresdurchschnittliche Arbeitslosenzahl 
von 2,35 Millionen zugrundegelegt. Sie 
folgt damit nicht dem „Hans-guck-in-die- 
Luft-Weg" der abgelösten Regierung 
Schmidt, bei Haushaltsentscheidungen 
von zu günstigen Erwartungen auszuge- 
hen. Dies hatte in den letzten Jahren im- 
mer wieder zur Folge, durch Nachtrags- 
haushalte neue Bundesmittel für die so- 
ziale Absicherung der Arbeitslosen ein- 
setzen zu müssen. 

Die früher damit verbundene Verunsiche- 
rung der Wirtschaft und der Sozialpartner 
wird jetzt vermieden. Sowohl bei Unter- 
nehmensentscheidungen als auch bei Ta- 
rifabschlüssen kann nunmehr von realisti- 
schen Daten ausgegangen werden. Für 
die Zukunft kann nun damit gerechnet 
werden, daß die wirtschaftsfördemden 
Maßnahmen in den Koalitionsvereinbarun- 
gen von CDU/CSU und FDP, die Aussa- 
gen in der Regierungserklärung von Bun- 
deskanzler Helmut Kohl und die gesetzge- 
berischen Entscheidungen in Verbindung 
mit dem Bundeshaushalt 1983 Impulse für 
ein allmähliches wirtschaftliches Wachs- 
tum und den Abbau der Arbeitslosigkeit 
auslösen. Mit den ersten sichtbaren Erfol- 
gen ist naturgemäß nicht vor der zweiten 
Jahreshälfte 1983 zu rechnen. Für den 
Winter 1982/83 und selbst für das Früh- 
jahr 1983 ist schon viel erreicht, wenn es 
keine höheren Rückschläge gibt. 
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4. Belastungen des Arbeitsmarktes 
durch Unternehmenssanierungen 

Zusätzlich zur ohnehin ungünstigen Ar- 
beitsmarktsituation, in der durch Be- 
schäftigungsfluktuation freiwerdende Stel- 
len oft nicht mehr besetzt werden, steigt 
jetzt und in den nächsten Monaten die Ar- 
beitslosigkeit auch noch dadurch an, daß 
Tausende von Arbeitnehmern durch Kon- 
kurse, durch Betriebseinschränkungen in 
Verbindung mit Unternehmenssanierun- 
gen und selbst durch Massenentlassun- 
gen in an sich gesunden Unternehmen 
wegen notwendiger Anpassungen an Um- 
satzrückgänge ihre Arbeitsplätze verlie- 
ren. Dieser besorgniserregende Prozeß 
würde erheblich gemildert, wenn bei den 
bevorstehenden Tarifabschlüssen durch 
enge Begrenzung der Lohnkostensteige- 
rungen die Schaffung neuer wie auch die 
Erhaltung bestehender Arbeitsplätze er- 
möglicht werden könnte. Die Arbeitslosig- 
keit kann nur dann in einem mittelfristigen 
Zeitraum auf ein erträgliches Maß zurück- 
geführt werden, wenn die Träger der poli- 
tischen Verantwortung und die Sozialpart- 
ner — weitgehend gemeinsam — einen 
Weg einschlagen, der vorrangig die För- 
derung der Beschäftigung zum Ziel hat. 

5. Außergewöhnliche Zunahme der 
Kurzarbeit 

Die Zahl der Kurzarbeiter ist binnen Mo- 
natsfrist um über 250 000 gestiegen und 
liegt weit mehr als doppelt so hoch wie im 
Vorjahr. Ohne die Möglichkeit des Aus- 
weichens auf Kurzarbeit wäre die Arbeits- 
losenzahl im zurückliegenden Monat noch 
um 70 000 bis 80 000 stärker angewach- 
sen. Kurzarbeit ist sozial weniger bela- 
stend für die Betroffenen als Arbeitslosig- 
keit, weil Arbeitsplätze erhalten bleiben. 
Es wäre daher beschäftigungs- wie auch 
sozialpolitisch nicht vertretbar, die Unter- 
nehmen noch stärker an den Kosten der 
Kurzarbeit (Sozialversicherungsbeiträge) 
zu beteiligen. 

Diese 
Diskussion ist 
überflüssig 
Alfred Dregger am 9. November vor der 
Bundestagsfraktion: 

Zu den Pressemeldungen über die Frage, 
ob Franz Josef Strauß die CSU im Wahl- 
kampf anführt, möchte ich nur zwei Fest- 
stellungen treffen: 

1. Die Entscheidung liegt ausschließlich 
bei Franz Josef Strauß und der CSU. Auch 
ich würde es mir verbitten, wenn man sich 
von Bayern oder Niedersachsen aus in die 
hessische Spitzenkandidatur einmischen 
würde. 

2. Über Ämterverteilung und Stellenbe- 
setzungen wird zwischen Koalitionspart- 
nern nach altem Brauch erst nach der 
Wahl verhandelt und entschieden, nicht 
vorher. Eine öffentliche Diskussion über 
diese Frage nützt möglicherweise ande- 
ren. Ich kann nicht erkennen, daß diese 
Diskussion uns nützen könnte. Wir hier in 
Bonn sind jedenfalls so beschäftigt, daß 
wir dazu keine Zeit haben. 

Franz Josef Strauß am 9. November in 
der Fernsehsendung Monitor: 

Frage: Wenn ich Sie gleich fragen darf 
nach dem, was ich heute in der Zeitung le- 
se, Sie wollten als Vizekanzler und Außen- 
minister nach Bonn und Herrn Genschef 
ins Innenministerium verdrängen, wie 
sieht das aus? 

Antwort: Es wäre das erste Mal in meinem 
Leben, daß ich Pläne anstelle, das Fell des 
Bären zu verteilen, bevor er erlegt ist. Von 
mir stammen diese Spekulationen nicht. 
Da müssen Sie die fragen, die sie in die 
Zeitung gesetzt haben, nicht mich. 
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Es geht weiter aufwärts mit der Union 
Die Union war Anfang Oktober in ein demoskopisches „Zwischentief" geraten. 
Der Zerfall der SPD/FDP-Koalition in Bonn und die von der SPD inszenierte „Ver- 
ratskampagne" gegen die FDP hatte auch die Union in Mitleidenschaft gezogen. 
Zwar sagten damals ausweislich einer Umfrage von Aliensbach immer noch 47 
Prozent der Befragten, sie würden die Union wählen, doch dies war deutlich weni- 
ger als frühere Ergebnisse, die die CDU/CSU bei über 50 Prozent ausgewiesen 
hatten. 
Ende Oktober zeigte der Trend für die Union klar aufwärts. Schon sprechen bei 
der sog. Sonntagsfrage wieder 49,7 Prozent der Befragten der Union das Vertrau- 
en aus. Das ist deutlich mehr als eine rot-grüne Koalition.mit insgesamt 44,6 Pro- 
zent (SPD: 38,1 Prozent, Grüne: 6,5 Prozent) auf sich vereinigen könnte. Dieses 
neue Hoch für die CDU/CSU ist um so bemerkenswerter, als sich der Verzicht 
von Helmut Schmidt auf eine Kanzlerkandidatur in diesen Zahlen noch gar nicht 
niedergeschlagen hat. 
Die Union wird sich bald wieder auf demoskopische Spitzenwerte über 50 Pro- 
zent stützen können. Dafür sprechen: 
1. Bundeskanzler Helmut Kohl und seine Regierung hatten einen guten Start. Hel- 
mut Kohl als Kanzler stößt bei den Bürgern schon nach wenigen Wochen auf 
überwiegendes Einverständnis für seine Arbeit. Die Umfragen zeigen auch, daß 
eine deutliche Mehrheit der Bundesbürger an eine „längere" Amtsdauer der 
neuen Bundesregierung glaubt. 
2. Die „Verratskampagne" der SPD zieht nicht mehr. Nur jeder dritte Bundesbür- 
ger spricht überhaupt noch von einem „Verrat an Helmut Schmidt". Anfang Okto- 
ber sah das noch ganz anders aus. D. h.: die eigentlich drängenden politischen 
Aufgaben, wie die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und die Sanierung der Staats- 
finanzen, treten wieder in den Vordergrund. Die Union aber wird bei diesen Aufga- 
ben als leistungsfähiger angesehen als die SPD. 
3. Erfahrungsgemäß dauert es drei Monate, bis ein neuer Kanzler von den Bür- 
gern den Vorteil eines Amtsbonus zugeteilt bekommt. Helmut Kohl ist erst weni- 
ge Wochen Bundeskanzler. 

Wer im Glashaus sitzt... 
Zu der Aufforderung des SPD-Kanzler- 
kandidaten Vogel an den Bundeskanzler, 
'm Wahlkampf auf die Flugbereitschaft des 
Verteidigungsministeriums zu verzichten, 
erklärt der CDU-Bundestagsabgeordnete 
Philipp Jenninger, Staatsminister beim 
Bundeskanzler: Der öffentlichen Ermah- 
nungen des Kanzlerkandidaten Vogel hät- 
te es nicht bedurft. Die CDU hat — wenn 
Helmut Kohl als Oppositionsführer und 
Parteivorsitzender Dienstleistungen des 
Bundes in Anspruch genommen hat — 

diese stets beglichen. Als Bundeskanzler 
wird sich Helmut Kohl nicht anders verhal- 
ten. 
Dagegen wäre es sehr aufschlußreich, von 
Herrn Vogel zu erfahren, wie er dies in sei- 
ner Zeit als Bundesminister gehalten hat. 
Denn die SPD-Mitglieder der alten Bun- 
desregierung waren bekanntlich „immer 
im Dienst" und haben dementsprechend 
auch in Wahlkämpfen rückhaltlos vom 
Flugservice des Verteidigungsministe- 
riums Gebrauch gemacht. Hier sitzt die 
SPD allein im Glashaus. 
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CDA 

Norbert Blüm steht in 
unserer Solidarität 
In scharfer Form haben die CDA-Ge- 
werkschafter im DGB diffamierende 
Angriffe auf Arbeitsminister Norbert 
Blüm in Teilen der Gewerkschaften 
und ihrer Presseorgane zurückge- 
wiesen. In seiner Eröffnungsanspra- 
che bei der Bundestagung der AG 
der christlich-demokratischen DGB- 
Gewerkschafter ging deren stellver- 
tretender Vorsitzender Klaus Dieter 
Zemlin für die erkrankte Vorsitzende 
der AG, Maria Weber, besonders auf 
das Organ der IG Metall ein. Zemlin: 
„Menschlich unanständig, unter 
Demokraten unverantwortlich und 
für die Idee der Einheitsgewerk- 
schaft unerträglich." 

Temperamentvoll verteidigte Norbert 
Blüm vor den DGB-Kollegen die Kabi- 

nettsbeschlüsse der neuen Regierung. In 
der mehrstündigen Aussprache gab es ei- 
nen eindeutigen persönlichen Vertrauens- 
beweis für den Vorsitzenden der CDA. 
Herausgestellt wurden seine Erfolge für 
die Sicherung wichtiger christlich-sozialer 
Grundpositionen in der Sozialpolitik. 
Ebenso deutlich war aber auch die Kritik 
an der sozialen Unausgewogenheit der 
Regierungsbeschlüsse. Gefordert wurden 
Nachbesserungen, besonders die Um- 
wandlung der Zwangsanleihe in eine nicht 
zurückzuzahlende Ergänzungsabgabe. 
Die scheidende Bundesvorsitzende, Maria 
Weber, stellte in ihrem Rechenschaftsbe- 
richt sowohl in personeller wie gewerk- 
schaftlicher Hinsicht einen gewachsenen 
Einfluß der christlich-demokratischen 
Kräfte im DGB fest. Ein besonderer Erfolg 
ist für die ehemalige stellvertretende Vor- 
sitzende des DGB, daß es gelungen ist, im 

neuen Grundsatzprogramm auch christ- 
lich-soziale Grundpositionen zu berück- 
sichtigen. 
Unstreitig ist nach Auffassung des neuge- 
wählten Vorsitzenden der Arbeitsgemein- 
schaft, Gustav Fehrenbach, das ver- 
fassungsgemäße Zustandekommen der 
neuen Regierung. Fehrenbach, stellvertre- 
tender Vorsitzender des DGB, erklärte die 
ausdrückliche Gesprächsbereitschaft des 
DGB mit der CDU/CSU/FDP-Regierung, 
wobei auch die CDA-Gewerkschafter klar 
von den Interessen der Arbeitnehmer aus- 
gehen. Dabei berücksichtigen die christ- 
lich-demokratischen Gewerkschafter die 
Tatsache der leeren Kassen ebenso wie 
die Notwendigkeit, Opfer zu bringen. Die- 
se notwendigen Einschränkungen müßten 
jedoch auf alle gerecht verteilt werden. 
Auch für die Politik der Gewerkschaften 
seien die Sicherung des sozialen Netzes 
und die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 
die vorrangigen Ziele. 
Zum stellvertretenden Vorsitzenden der 
Arbeitsgemeinschaft, die ein organisatori- 
scher Bestandteil der Sozialausschüsse 
der CDA ist, wurden Adolf Müller, stellver- 
tretender Vorsitzender der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, und Klaus-Dieter 
Zemlin, stellvertretender Vorsitzender der 
Deutschen Postgewerkschaft, wiederge- 
wählt. 
Zu der Äußerung des DGB-Vorsitzenden 
Breit, der Deutsche Gewerkschaftsbund 
sei parteipolitisch unabhängig, schreibt 
der stellvertretende Sprecher der CDU, 
Walter Brückmann: Das ist eine sehr muti- 
ge Behauptung, bei der man sich aller- 
dings fragt, ob der DGB-Vorsitzende nicht 
zufälligerweise eine andere Organisation 
gemeint hat. Ein DGB-Chef, der nahezu 
pausenlos auf SPD-Kongressen und Ta- 
gungen als Redner auftritt, sollte nicht 
versuchen, das Publikum für dumm zu 
verkaufen. Es schadet nur seiner eigenen 
Redlichkeit. Daß der DGB mit seiner fast 
totalen Ergebenheit gegenüber der SPD 
wirklich die Interessen der Arbeitnehmer 
vertritt, muß stark bezweifelt werden. 
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* INFORMATION 

69 Prozent für Rommel 
p rund 69 Prozent der Stimmen hat Man- 
red Rommel (CDU) die Oberbürgermei- 
terwahl in Stuttgart gewonnen. Sein Her- 
^forderer, Uli Maurer (SPD), wurde mit 
jWa 26 Prozent der Stimmen abgeschla- 
*en- Die übrigen Bewerber um das Amt 
es Oberbürgermeisters landeten weit ab- 

schlagen unter „ferner liefen". 
^Ier*u erklärte MdB Horst Waffenschmidt, 
Ersitzender    der    kommunalpolitischen 
Reinigung:   Mit  Manfred   Rommel  ge- 
ann erneut einer der CDU-Oberbürger- 
6|ster in  unseren  Großstädten.  Damit 
Urde auch die herausragende Position 
er Union als führende Kommunalpartei 

^drucksvoll bestätigt. Für die gesamte 
°n ist dieses Wahlergebnis Ansporn, 

b Cri nach Übernahme der Führung der 
Hdesregierung   weiterhin   bürgernahe 

ncl realistische Kommunalpolitik zu ge- 
lten und intensiv zu unterstützen. 

ö°litischer Offenbarungseid 
öömers 
Je hessische CDU betrachtet die Absicht 
°'ger Börners, sich bei der konstituie- 
ren Sitzung des neuen Landtags nicht 

din      ^' 2U ste"en unc' 9e9en 'hren Kan- 
taten Walter Wallmann anzutreten, als 

^"tischen    Offenbarungseid".    Börner 
^ ** seine Partei blieben jede Antwort auf 

Präge schuldig, wie sie in Hessen oh- 
Parlamentarische Mehrheit weiterregie- 

£    Wollen,  sagte der parlamentarische 
tj 

eschäftsführer  der  CDU-Landtagsfrak- 
0r>. Manfred Kanther. 

^besondere habe die SPD ihr Verhältnis 
kls C'en ^r^nen keinesfalls endgültig ge- 
fi. r*. meinte Kanther weiter, sondern sich 

»Verhandlungshintertürchen" offenge- 

lassen. Damit spielte der Geschäftsführer 
auf die Erklärung des SPD-Fraktionsvor- 
sitzenden Horst Winterstein an, der am 
selben Tag die Gespräche mit den Grünen 
wegen deren Äußerungen zur Frage der 
Gewalt am Frankfurter Flughafen vorerst 
abgesagt hatte. 

Natürliches Elternrecht 
hat Vorrang 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion be- 
grüßt die Entscheidung des Bundesver- 
fassungsgerichts, wonach es mit Artikel 6 
Grundgesetz nicht vereinbar ist, daß das 
elterliche Sorgerecht im Falle der Schei- 
dung zwingend einem Elternteil zugewie- 
sen werden muß, wie dies die von den frü- 
heren SPD-Justizministern Jahn und Vo- 
gel verantwortete Neuregelung vorsah. 
Die Union ist seinerzeit dafür eingetreten, 
daß bei einer Einigung Vater und Mutter 
auch nach der Scheidung der Ehe das 
Sorgerecht für ihre Kinder weiterhin 
gemeinsam ausüben können. Die 
neue Bundesregierung wird aufgefordert, 
alsbald die gesetzgeberischen Konse- 
quenzen aus der Entscheidung des Bun- 
desverfassungsgerichts zu ziehen. 
Dies erkärte der rechtspolitische Spre- 
cher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Fritz Wittmann (CSU), und nahm wie folgt 
Stellung: 
Die Entscheidung des Bundesverfas- 
sungsgerichts hebt Grundsätze hervor, 
die über die zu entscheidende Frage hin- 
aus von Bedeutung sind. Die vom Bun- 
desverfassungsgericht betonte Subsidiari- 
tät der staatlichen Regelungsbefugnis ge- 
genüber dem natürlichen Elternrecht be- 
stätigt auch die Position, die die Union zu 
den Plänen der von der SPD geführten 
Bundesregierungen eingenommen hatte, 
das Jugendhilferecht umzugestalten. 

Beifall verdient auch die Feststellung des 
Bundesverfassungsgerichts, daß der 
Schutz des Grundgesetzes für Ehe und 
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Familie nur für Ehegatten, nicht aber für 
unverheiratet zusammenlebende Paare 
gilt. Es muß damit gerechnet werden, daß 
die Politik der von der SPD geführten Bun- 
desregierungen, das Grundgesetz auf sei- 
ne Belastungsfähigkeit zu testen, das 
Bundesverfassungsgericht noch zu weite- 
ren Korrekturen veranlassen wird. 

Eine neue Rundfunkordnung 
Ministerpräsident Ernst Albrecht hat den 
Entwurf eines Mediengesetzes für das 
Land Niedersachsen der Öffentlichkeit 
vorgestellt. Nach dem Gesetz über das Pi- 
lot-Projekt in Ludwigshafen, dem Diskus- 
sionsentwurf der baden-württembergi- 
schen Landesregierung und dem Geset- 
zesvorschlag der CDU Hessen legt somit 
das vierte Bundesland seinen Entwurf für 
eine neue Rundfunkordnung vor. 

Hierzu erklärte Professor Hans Hugo 
Klein, MdB und Parlamentarischer Staats- 
sekretär im Bundesjustizministerium: Daß 
der öffentlich-rechtliche Rundfunk — ARD 
und ZDF — unangetastet bleibt, ent- 
spricht der von der CDU/CSU stets ver- 
folgten politischen Linie. Durch in Kürze 
zur Verfügung stehende neue Hörfunkfre- 
quenzen sowie die Breitbandkabel ist nun- 
mehr der Weg frei für zusätzliche, privat- 
rechtlich organisierte und miteinander 
konkurrierende Veranstalter. 

Ein neu zu schaffendes Aufsichtsgremium j 
wird die Einhaltung der gesetzlichen An- 
forderungen bei der Programmgestaltung 
zu überwachen haben. Lizenzen werden 
nur erteilt, wenn eine ausreichende bin- 
nen- oder außenpluralistische Vielfalt der 
verbreiteten Programminhalte möglich 
und wahrscheinlich ist. Der Entwurf ent- 
hält zusätzliche Bestimmungen über die 
Einspeisung von Rundfunkprogrammen in 
Kabelnetze, die in anderen Bundesländern 
oder im Ausland produziert und etwa über 
Rundfunksatelliten verbreitet werden. 

CDU-Politiker fordert Rück- 
nahme von Hasch-Verkauf 
Der CDU-Europaabgeordnete Hans-Ge^ 
Pöttering (Osnabrück) hat in eine''1 

Schreiben an den Präsidenten der EG' 
Kommission, Gaston Thorn, auf die sein6 

Meinung nach negativen Konsequenz^ 
der Entscheidung der niederländisch^ 
Stadt Enschede hingewiesen, im dortig^ 
Jugendzentrum „Kokerjuffer" in Zukun" 
Haschisch und Marihuana erwerben & 
können. 
Der CDU-Politiker fordert den Präsidenten 
der EG-Kommission auf, gegenüber d* 
niederländischen Regierung eindringl^ 
auf die Folgen dieser nach Auffassung 
von Pöttering unverständlichen Entschß' 
dung hinzuweisen. Das Hauptzolla111 

Nordhom habe bereits verschärfte Gren*' 
kontrollen angekündigt, schreibt Pötfe' 
ring. 
Für den Europäischen EinigungsproZe 

sei es unerträglich, „daß durch nation^1 

oder — wie in diesem Fall — durch ko^1 

munale Entscheidungen die Grenzen ' 
der Europäischen Gemeinschaft wiede 

an Bedeutung zunehmen." Die Entschel 

dung des Rates der Stadt Enschede mü5' 
se zurückgenommen werden. 

Erfolg durch Bündnisse 
Die Deutsche Kommunistische Pa^ 
(DKP) versucht seit einiger Zeit verstärk 
ihre parlamentarische Bedeutungslos'9 
keit durch die Zusammenarbeit mit z$ 
reichen gesellschaftlichen Gruppen *e 

gessen zu lassen, wobei sie deren Ziel 

als eigene Anliegen ausgibt und die Fü"1 

rungspositionen dieser Gruppen nac. 
Möglichkeit mit eigenen Kader-Funktion* 
ren besetzt. Darauf verweist das Instil 
der deutschen Wirtschaft (IW) in ein« 
Analyse über die Bündnispolitik der OW 
die im Deutschen Institutsverlag ersch'e 

nen ist. 
J 
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* RECHTSPOLITIK 

Kieler Grundsätze geben den 
Wählern eine klare Orientierung 
^er Vorsitzende des Bundesarbeits- 
yeises Christlich-Demokratischer 
Risten (BACDJ), Staatsminister 

rjedrich Vogel, stellte gemeinsam 
f1'* dem schleswig-holsteinischen 
Justi2minister, Karl Eduard Claus- 
p6n, und dem Vorsitzenden der 

achkommission Rechts- und Justiz- 
P°'itisches Programm des BACDJ, 
^»erhard Kuthning, auf einer Presse- 
K°nferenz in Kiel die „Kieler Grund- 
sätze zur Rechtspolitik der CDU" vor. 

Mit den „Kieler Grundsätzen zur 
Rechtspolitik" setzt die CDU ihre von 

Kontinuität und Maß bestimmte Rechts- 
Politik fort. Die Erklärung knüpft an das 
"Jüstizpolitische Programm" der CDU aus 
jkm Jahre 1972 und an die „Karlsruher Er- 
^'ärung zur Rechtspolitik" der Union aus 
Qern Jahre 1980 an. 
Klarheit, Überschaubarkeit und Verständ- 
igkeit des Rechts sind für die Union ent- 
kleidende  Leitlinien  der  Rechtspolitik. 

Ie Hervorbringung möglichst vieler Ge- 
. e*2© ist ebensowenig Maßstab für eine 
Wendige Gesetzgebung, wie der unauf- 
a'tsame Strom von Verordnungen und 
r|assen,  Kennzeichen  einer funktionie- 
ren Verwaltung  ist.  Nach  dem Ver- 

ständnis der CDU von Rechtspolitik für 
aer» mündigen Bürger muß Recht den ge- 
*e||schaftlichen Wandel begleiten, es darf 
hn nicht erzwingen. Für die CDU bleibt 
re'heitssicherung   und   Friedensstiftung 
Urch Recht zukunftsweisende Hauptauf- 

gabe der Rechtspolitik. An diesen Grund- 
sätzen wird sie ihre Rechtspolitik in der 

Regierungsverantwortung im Bund und in 
den Ländern orientieren. Am 6. März 1983 
werden die Bürger Gelegenheit haben, 
auch über die Rechtspolitik der neuen 
Bundesregierung abzustimmen. Die Kieler 
Grundsätze zur Rechtspolitik geben den 
Wählern eine klare Orientierung, was die 
CDU in der Regierungsverantwortung an- 
strebt. Dieses Programm enthält Aussa- 
gen zu folgenden Schwerpunkten: 

1. Ehe- und Familienrecht 

Die CDU wird auf eine Verbesserung des 
Eherechts hinwirken; sie wird sich auf 
Vorschläge stützen, die sie bereits im Ge- 
setzgebungsverfahren gemacht hat: 
— Im Scheidungsrecht ist die starre Fri- 
stenautomatik zu beseitigen. 
— Im Scheidungsfolgerecht sollten die 
Voraussetzungen für mehr Einzelfallge- 
rechtigkeit geschaffen werden. 
— Im Versorgungsausgleich muß die Be- 
vormundung der Ehegatten durch das gel- 
tende Recht entfallen. 

2. Allgemeines Zivilrecht 

Die Einheit des allgemeinen Zivilrechts in 
der Gestalt des Bürgerlichen Gesetzbu- 
ches (BGB) muß erhalten bleiben. Beste- 
hende Sonderregelungen, wie z. B. das 
Recht der Allgemeinen Geschäftsbedin- 
gungen, sind in das BGB einzubeziehen. 

3. Zivilrechtliches Verfahren 

Die CDU hält es für vordringlich, daß der 
rechtsuchende Bürger rasch zu seinem 
Recht kommt. Eine weitere Verbesserung 
des Rechtsschutzes muß in erster Linie 
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innerhalb des Systems staatlicher Ge- 
richtsbarkeit gesucht werden. Dies 
schließt nicht aus, daß zur Entlastung der 
Gerichte eine außergerichtliche Streitbe- 
reinigung gefördert wird. Da ist an 
Schieds- und Einigungsstellen zu denken. 

4. Kriminalpolitik und Strafrecht 
Steigende Kriminalität kann mit den Mit- 
teln des Strafrechts allein nicht verhindert 
werden. Ihre Bekämpfung darf nicht allein 
Polizei und Justiz überlassen bleiben. Viel- 
mehr muß die Kriminalpolizei präventiv alle 
Bereiche erfassen, die im weitesten Sinn 
zur Verhinderung von Straftaten beitragen 
(Familien-, Sozial- und Bildungspolitik). 
Das Strafrecht muß Schuldstrafrecht blei- 
ben. Das Schuldstrafrecht entspricht 
menschlicher Freiheit und Verantwortung. 

5. Bürgernahes Europarecht 
Das den einzelnen Bürger unmittelbar be- 
rührende gemeinschaftliche Zivilrecht muß 
auf der Grundlage von Leitsätzen entwik- 
kelt werden, die vom Europäischen Parla- 
ment verabschiedet werden sollten. Diese 
Leitlinien müssen der freiheitlichen Tradi- 
tion des europäischen bürgerlichen 
Rechts verpflichtet sein. 

6. Verwaltungsgerichtsbarkeit 
Der Beschleunigung und der Vereinfa- 
chung der Verfahren der Verwaltungsge- 
richte kommt angesichts der seit Jahren 
bestürzend steigenden Geschäftszahlen 
hohe Bedeutung zu. Zu diesen Verbesse- 
rungen gehören folgende Maßnahmen: 
— Die erstinstanzliche Zuständigkeit der 
Oberverwaltungsgerichte/Verwaltungsge- 
richtshöfe ist auszuweiten. 
— Das Rechtsmittel der Berufung ist von 
einer Zulassung abhängig zu machen. 

7. Sozialgerichtsbarkeit/ 
Arbeitsgerichtsbarkeit 
Im Arbeits- und Sozialrecht sollte einheit- 
lich und im ganzen Bundesgebiet die Be- 
ratungshilfe  auch  durch   Rechtsanwälte 
gewährleistet sein. 
Durch Bundesgesetz sind die Vorausset- 

zungen dafür zu schaffen, daß in den Läfl' 
dem Rechtspflegeministerien eingerichtet 
werden können, die alle Zweige der Ge' 
richtsbarkeit (auch der Arbeitsgerichts' 
barkeit) zusammenfassen. 

8. Rechtskundeunterricht 
In der Hauptschule und in weiterführen' 
den Schulen vom 9. Schuljahr an sind in* 
formationen über Rechtsfragen und recht' 
liehe Zusammenhänge einschließlich vef 
fassungsrechtlicher Grundprinzipien a'f 
wesentlicher und notwendiger Bestandte'1 

der politischen Bildung zu vermitteln. Es 

muß bei den Schülern das Bewußtsein für 

den Wert unserer Rechtsordnung, insbß' 
sondere die freiheitssichernde Funktion 
des Rechts, gefördert werden. 

9. Neuordnung der 
Juristenausbildung 
Bei der bevorstehenden Neuordnung der 

Juristenausbildung sollen die Vorzüge der 

herkömmlichen Ausbildung mit den positi' 
ven Erfahrungen aus Versuchen mit ein' 
stufigen Ausbildungsvorgängen verbuh' 
den werden. Ziel der Ausbildung ist nacf1 

wie vor der Einheitsjurist, der befähigt is*' 
in allen juristischen Berufen tätig zu wer' 
den. 

Fachkongreß „Die Soziale 
Marktwirtschaft erneuern — 
Arbeit, Wachstum, Umwelt 
Die Politische Akademie der Konrad-Ade' 
nauer-Stiftung veranstaltet am 9. und 1°- 
Dezember 1982 einen Fachkongreß unter 

dem Thema „Die Soziale Marktwirtschaft 
erneuern". Es sprechen u. a. Bundes' 
kanzler Helmut Kohl und weitere Reg'e' 
rungsmitglieder, Ministerpräsident Ern*1 

Albrecht, der Vorsitzende der KAS, Brüh" 
Heck und die Wirtschaftswissenschaftie1" 
Binswanger, Bonus, Engels, Kirsch und 
von Weizsäcker. Interessenten werden 
gebeten, sich mit dem Tagungsbüro 
(0 22 36) 70 72 29 oder 70 73 27 in Verbin- 
dung zu setzen. 
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CDU RHEINLAND 

Die Ruhrgebiets-Offensive trägt erste 
Früchte: 8000 neue Mitglieder 
^ne tatkräftige Unterstützung der 
neuen Bundesregierung unter Hel- 
mut Kohl und die Übernahme der Re- 
9ierung auch in Nordrhein-Westfalen 
nach den Landtagswahlen 1985 hat 
der Vorsitzende der rheinischen 
Cuu, Bernhard Worms, in Oberhäu- 
ten auf dem 37. Landesparteitag der 
CDU Rheinland als Zukunftsziele an- 
gekündigt. Mit einer bemerkenswer- 
ten Rede beeindruckte der Nachfol- 
9er von Heinrich Köppler die nahezu 
5°0 Delegierten, die am Schluß sei- 
ner Rede ihrem Vorsitzenden mit 
lar»ganhaltendem Beifall dankten. 

Bernhard Worms ging noch einmal auf 
die Agonie und Führungslosigkeit der 

Sozial-liberalen Koalition ein, die schließ- 
en zur Übernahme der Regierungsge- 
schäfte der neuen Bundesregierung unter 
Bundeskanzler Helmut Kohl führte. „Wir, 
Jj'e Christlich Demokratische Union, ha- 
"en keinerlei Grund, verzagt zu sein. Es 
war nicht nur unser Recht, sondern unse- 
re verfassungsmäßige und patriotische 
glicht, der Agonie und Führungslosigkeit 
®'n Ende zu bereiten und eine neue hand- 
lungsfähige Regierung zu bilden", stellte 
yorms fest. Deshalb dürfe sich die CDU 
jetzt auch nicht von der Polemik und dem 
VeTatsgeschrei ihrer politischen Gegner 
e,r»schüchtern lassen. Worms bezeichnete 
~'e Partei als „Hoffnungsträger" für die 
Bevölkerung. Mit Mut und Optimismus 
*önne sie die schweren Aufgaben mei- 
stern und Resignation, Zukunftsangst und 
Verweigerung überwinden. Die Hoffnung 
^ege aber nicht allein in der Überwindung 
der wirtschaftlichen Krise, sondern eben- 

sosehr in der geistig-moralischen Dimen- 
sion christlich-demokratischer Politik. 
Große Beachtung fand der erste Auftritt 
eines hohen DGB-Repräsentanten auf ei- 
nem CDU-Parteitag. Der nordrhein-west- 
fälische DGB-Landesvorsitzende Geue- 
nich, der mehrfach Beifall bekam, bat die 
CDU-Delegierten um Verständnis für „at- 
mosphärische Stimmungen und Verstim- 
mungen" der vergangenen Wochen. Ein 
aufrichtiges Bekenntnis zur Einheitsge- 
werkschaft schließe parteipolitische Sym- 
pathien nicht aus. Diese Einheitsgewerk- 
schaft werde aber nicht zur leeren Wort- 
hülse, „nur weil eine Regierung wechselt". 
Der Vorschlag von Norbert Blüm über ei- 
ne halbjährige Lohnerhöhungspause habe 
die Gewerkschaften „dicht neben der 
Kinnspitze" getroffen. Dieser Schlag ge- 
gen die Tarifautonomie habe auch deswe- 
gen so geschmerzt, weil „dieser rechte 
Haken von einem Staffelkameraden ge- 
kommen" sei. Aber Norbert Blüm sei als 
Person für den DGB nie ein Gegner gewe- 
sen; denn wer Politik für die Arbeitnehmer 
mache, der werde den DGB stets an sei- 
ner Seite finden, sagte Geuenich unter 
dem Beifall der CDU-Delegierten. 
Bernhard Worms, Wolfgang Voigt und an- 
dere Sprecher nahmen ausdrücklich Nor- 
bert Blüm, der in Nordrhein-Westfalen 
zum Bundestag kandidieren wird, in 
Schutz. 
In seiner kämpferischen, meist frei vorge- 
tragenen Rede warb Worms für eine lang- 
fristige Zusammenarbeit mit den Freien 
Demokraten, da dieses „Bürgerbündnis 
der Vernunft" zur Notwendigkeit gewor- 
den sei. Nur die Union und die Mehrheit 
der FDP garantierten heute in der Bun- 
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desrepublik Soziale Marktwirtschaft, soli- 
de Staatshaushalte, wirtschaftliches 
Wachstum, Leistungsbereitschaft und ei- 
ne Politik der Kontinuität in der Außen- 
und Sicherheitspolitik. Auch die Tatsache, 
daß es in unserem Lande nur in Ausnah- 
mefällen zu absoluten Mehrheiten komme, 
spreche für ein langfristiges Bündnis mit 
der FDP. Schließlich sei die Alternative zu 
einer „christlich-liberalen Koalition der 
Mitte" ein „rot-grünes Bündnis" von SPD 
und Grünen. 

Die von SPD-Chef Brandt propagierte und 
vom künftigen sozialdemokratischen 
Kanzlerkandidaten Vogel übernommene 
These von der neuen Mehrheit links von 
der CDU macht nach Ansicht des rheini- 
schen Unions-Vorsitzenden deutlich, daß 
die SPD inzwischen auch eine inhaltliche 
Annäherung und opportunistische Über- 
nahme grüner sowie alternativer Positio- 
nen in Betracht ziehe. Eine solche rot-grü- 
ne Koalition würde aber im Ergebnis ein 
anderes Deutschland bedeuten. 

Bei einer solchen Politik ist nach den Wor- 
ten von Worms ein Wirtschaftsminister 
Eppler vorstellbar, der Nullwachstum als 
Endziel propagiere, ein Verteidigungsmini- 
ster Lafontaine möglich, der einseitig ab- 
rüste, ein Bundesinnenminister Cohn- 
Bendit nicht auszuschließen, der Radikale 
jeglicher Spielart in den öffentlichen 
Dienst lasse. In einem solchen Bündnis 
unter einem Bundeskanzler Vogel könne 
man sich gar einen Außenminister Petra 
Kelly vorstellen, die das westliche Bündnis 
verlasse. 

Zu den neuen Aufgaben der CDU Rhein- 
land stellte Bernhard Worms fest: „Unsere 
große Mitgliederwerbeaktion war ein voller 
Erfolg. Über 8 000 neue Mitglieder sind in 
diesem Jahr zu uns gekommen. Damit ha- 
ben wir unsere Position als mitglieder- 
stärkster Landesverband weiter ausbauen 
können." Die CDU Rheinland hat ihr Ge- 
wicht als stärkste politische Kraft in den 
letzten Jahren deutlich vermehrt. In zwei 

Drittel der Städte und Kreise sind die 
Oberbürgermeister oder Landräte Christ- 
demokraten. Und in der überwiegenden 
Zahl der Gemeinden regieren Christdemo- 
kraten mit klaren Mehrheiten. „Wir sind 
die Partei der kommunalen Selbstverwal- 
tung. Unsere große Ruhrgebiets-Offensi- 
ve trägt erste Früchte. Das Ruhrgebiet ist 
für uns nicht mehr Diaspora, sondern wird 
Schritt für Schritt zur vertrauten Heimat 
der CDU", stellte Worms fest. 

Dem NRW-Ministerpräsidenten Rau be- 
scheinigte Worms, daß er Nordrhein- 
Westfalen zu einem „führungslosen Land" 
gemacht habe. Die CDU werde eine BloK- 
kade-Politik gegenüber der neuen Bun- 
desregierung nicht zulassen. Die Wahrheit 
sei: „Während Rau hierzulande die Farni' 
lien- und Jugendhilfe drastisch zusam- 
menstreicht, den Eltern saftige Kindergar- 
ten-Gebühren-Erhöhungen zumutet und 
den Privatschulen das Wasser abgräbt, 
läßt er seinen Innenminister im Bundestag 
das Schreckgespenst einer Ellenbogen- 
politik und des Kaputtsparens an die 
Wand malen. Während Rau hier die Kom- 
munen finanziell ausbluten läßt, diffamiert 
er die Sparpolitik der Bundesregierung 
und findet kein anerkennendes Wort für 

die finanzielle Entlastung des Landes 
durch den Bund." 

Zur Deutschlandpolitik erklärte Rainer 

Barzel: Die Verträge gelten. Wir nutzen sie 
als Instrumente einer aktiven Friedenspoli' 
tik. Wir suchen das Gespräch, nicht die 
Polemik; das Ergebnis, nicht die Schlag' 
zeile. Leider mußte ich feststellen, daß es 
in einigen Bereichen Wirklichkeiten gibt 
welche den Abmachungen nicht entspre- 
chen. Auch gibt es Verabredungen, die 
noch nicht durchgeführt sind. Nichts da- 
von liegt an uns! 

Die DDR schuldet Deutschland und dem 
Frieden in Europa mehr Freizügigkeit füf 

Menschen, Informationen und Meinungen- 
Hin und her wollen wir das. Auch hier gilt: 

Freiheit ist teurer als Geld. Aber für nichts 
gibt's nichts. 

1 
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• POLEN 

CDU-Mitglieder sind 
*ur Hilfe aufgerufen 
feiner Geißler hat die Bürger der Bun- 
desrepublik Deutschland und insbeson- 
dre die Mitglieder der CDU aufgefor- 
er*> durch Geschenksendungen den 

^echbarn in Polen zu helfen, den kom- 
menden harten Winter zu überstehen. 
°er Appell hat folgenden Wortlaut: 

°'en  steht  immer  noch  unter  Kriegs- 
^ht. Die „Solidarität", die Gewerkschaft 
er arbeitenden Menschen in Polen aber 

e"t weiter, trotz des Verbots; sie ist zu ei- 
ern Symbol der Hoffnung geworden, sie 
leht über Polen hinaus für Unabhängig- 
®'t. Selbstbestimmung und Freiheit. Die 
vf'lschaft in Polen ist nicht in der Lage, 
'e Versorgung der Bevölkerung im kom- 

menden Winter zu gewährleisten. Der Le- 
er«sstandard sinkt weiter. 
16 Menschen in Polen leiden, die wirt- 

Cr,aftliche Situation verschlimmert sich, 
Ur»ger und Kälte werden in dem bevor- 
tehenden Winter zur ständigen Angst. Im 
er9angenen Winter haben die Menschen 

J der Bundesrepublik Deutschland Soli- 
. ar'tät mit ihren Brüdern und Schwestern 

Polen bewiesen. 

[?* rufe die Mitglieder der CDU und dar- 
brL1" ^'naus a"e Bur9er der Bundesrepu- 

'* Deutschland auf, in Polen die bevor- 
ehende Not in einem harten Winter ab- 
wenden. Wir müssen zeigen, daß sich 
e Bürger Europas auch durch den „Ei- 
ernen  Vorhang"  nicht  trennen  lassen, 
°ndern daß uns ein gemeinsames euro- 
a'sches Erbe verbündet. Die Bundesre- 

gierung   hat   Geschenksendungen   nach 
0|en bis zum 31. Dezember 1982 von den 

führen befreit. 

STICHWORT 

Leitzinsen 
Damit es wirtschaftlich wieder auf- 
wärts geht, wird vielfach eine Sen- 
kung der sog. Leitzinsen gefordert. 
Damit meint man den Diskont- und 
den Lombardsatz. Beide Zinssätze 
werden vom Zentralbankrat der Deut- 
schen Bundesbank autonom festge- 
setzt. 

Die Banken haben die Möglichkeit, 
Wechsel an die Deutsche Bundes- 
bank zu verkaufen. Sie können sich 
damit Geld verschaffen. Für diesen 
Tausch „Wechsel gegen Geld" be- 
rechnet die Bundesbank einen Preis. 
Der Preis, den die Banken dafür an 
die Bundesbank zahlen müssen, ist 
der sog. Diskontsatz. Gleichzeitig gilt 
der Diskontsatz auch als Zins für Kas- 
senkredite der Bundesbank an den 
Bund, seine Sondervermögen und die 
Bundesländer. 

Die Banken haben noch eine weitere 
Möglichkeit, sich „Geld" (Bankkredit) 
von der Deutschen Bundesbank zu 
verschaffen. Dies, indem sie bestimm- 
te Wertpapiere und Schuldbuchforde- 
rungen für höchstens drei Monate an 
die Bundesbank verpfänden. Auch 
hier verlangt die Bundesbank einen 
Preis, den sog. Lombardsatz. Er liegt 
in der Regel über dem Diskontsatz. 

Beide Zinssätze werden deshalb als 
Leitzinsen bezeichnet, weil sich über 
ihren Einfluß die Höhe anderer Zinsen 
wie z. B. Sparzinsen, Hypothekenzin- 
sen etc. wesentlich mitbestimmen. 
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• TERMINE 

18. 11. KPVBund 
Fachtagung „Kultur", Aachen 

18. 11. KPV Schleswig-Holstein 
Landesvorstand, Kiel 

19./20. 11. Frauenvereinigung 
Westfalen-Lippe 
Seminar „ Parteiprogramme", 
Wünnenberg 

19./20. 11. LV Berlin 
67. Landesparteitag, Berlin 

19. 11. MIT Schleswig-Holstein 
Landesvorstandssitzung, Kiel 

19. 11. CDA Berlin 
Landesvorstand, Berlin 

19. 11. LV Rheinland-Pfalz 
Landesvorstandssitzung, Mainz 

19. 11. Wirtschaft/Mittelstand 
Schleswig-Holstein 
WMV-Landesvorstandssitzung, 
Kiel 

19. 11. L V Braunschweig 
Landesausschuß, Braunschweig 

19. 11. L V Schleswig-Holstein 
Jugend-Disco, Bad Oldesloe 

20. 11. Frauen vereinigung Bund 
Arbeitskreis Medien, Bonn 

20. 11. L V Schleswig-Holstein 
35. Landesparteitag, Kiel 

20. 11 CDA Westfalen-Lippe 
Landesversammlung AG 
CDA/CGB, Dortmund 

20./21. 11. Junge Union Bund 
Deutschlandtag, 
Eltville/'Rheingau 

20. 11. LVSaar 
Fachtagung „Fremdenverkehr • 
Saarbrücken 

20. 11. LV Rheinland-Pfalz 
Wahlkreiskonferenz, 
Münchweiler. WKIV 

20. 11. LV Rheinland-Pfalz 
Wahlkreiskonferenz, 
Simmern, WK II 

20. 11. L V Schleswig-Holstein 
Jugend-Disco, Uetersen 

22. 11. L V Baden- Württemberg 
Präsidium, Stuttgart 

22. 11. MIT Westfalen-Lippe 
Bezirksversammlung, 
Gelsenkirchen 

25. 11. CDA Bonn 
Hauptversammlung, Bonn 

26J27. 11. CDA Bund 
Geschäftsf. BuVo/BuVo, 
Königswinter 

26. 11. Frauen vereinigung Bund 
Bundesvorstand, Bonn 

26. 11. CDA Heinsberg 
Hauptversammlung, Heinsberg 

26. 11. LVSaar 
Geschäftsf. Landesvorstand, 
Saarbrücken 

26. 11. L V Schleswig-Holstein 
Jugend-Disco, Schleswig 

27.728. 11. CDA Rheinland 
Mitarbeiterkonferenz, Köln 
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